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Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Dr. Dagmar Enkelmann und der weiteren Abgeordneten der PDS 

Wetteramt Rostock 

Nach Vorlage der Kienbaum-Studie zur Neuorganisation des 
deutschen Wetterdienstes wurde durch das Bundesministerium 
für Verkehr entschieden, das Wetteramt Rostock zum 1. Ap ril 

1995 zu schließen. 

Die Umwandlung der bisherigen Dienststelle in eine Außenstelle 
des Geschäftsfeldes „Klimagutachten" der Regionalzentrale 
Hamburg und ihre personelle Verkleinerung kann kaum als ange-
messener Ausgleich betrachtet werden. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Wurde die Verwaltungsordnung des Wetterdienstes von 1952, 
nach der in jedem Bundesland ein Landeswetteramt einzurich-
ten sei, aufgehoben? 

Wenn nicht, warum wurde diese Regelung für Mecklenburg-
Vorpommern außer Kraft gesetzt? 

2. Welche Möglichkeit besteht, das Wetteramt Rostock mit seinen 
bisherigen Aufgabenfeldern sowie seinem berufserfahrenen, 
kompetenten Personal als Außenstelle des Hamburger Wetter-

amtes weiterzuführen? 

3. Welche Konsequenzen für die Sicherheit, den Verkehr, insbe-
sondere den Schiffsverkehr, die Wirtschaft, z. B. die Hafenwirt-
schaft, Tourismus und Fremdenverkehr ergeben sich aus der 

Tatsache, daß sowohl Wettervorhersage als auch -warndienst 
für Mecklenburg-Vorpommern (als einzigem Bundesland) auf-
geteilt und den Regionalzentren Hamburg bzw. Potsdam zuge-
ordnet wurde? 

4. Wer übernimmt bei küstennahen Unwetterlagen die meteoro-
logische Verantwortung für den Ostsee-Anrainer Mecklen-
burg-Vorpommern? 
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5. Ist eine rechtzeitige, sachgerechte Warnung vor Wetterunbil-
den in Mecklenburg-Vorpommern und vor allem an dessen 
Küste von Hamburg aus realis tisch? 

Bonn, den 24. Januar 1995 

Dr. Dagmar Enkelmann 
Dr. Gregor Gysi für die Abgeordneten der PDS 


